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Lösungsvorschläge 
 

TeilC 

Zwangsvollstreckung 
Grundfall E 

Ausgangslage 

 
a) Gemäß § 845 Abs. 1 ZPO hat RA Semper die Möglichkeit, in Form eines vorläufigen Zah-

lungsverbotes, schon vor der Pfändung auf Grund des vollstreckbaren Titels durch den 

Gerichtsvollzieher den Drittschuldner Komm-Bank und den Schuldner Rambo zu benachrich-

tigen, dass die Pfändung unmittelbar bevorsteht. Mit Zustellung dieser Benachrichtigung 

darf der Drittschuldner Komm-Bank nicht mehr an den Schuldner Herrn Rambo bezahlen 

und der Schuldner Rambo hat sich jeder Verfügung über die Forderung, insbesondere ih-

rer Einziehung, zu enthalten. Die Benachrichtigung an den Drittschuldner Komm-Bank 

hat die Wirkung eines Arrests, § 845 Abs. 2 ZPO. 

 

b) RA Semper muss folgendes beachten: Wenn er nicht innerhalb eines Monats nach Zustellung 

der Benachrichtigung an den Drittschuldner Komm-Bank die Pfändung in Form eines Pfän-

dungs- und Überweisungsbeschlusses erwirkt, verliert der Arrest seine Wirkung. Die Frist 

beginnt mit dem Tag der Zustellung, § 845 Abs. 2 S. 2 ZPO. Das bedeutet, dass RA Semper 

sofort nach Zustellung des vorläufigen Zahlungsverbotes auch einen Pfändungs- und 

Überweisungsbeschluss (Pfüb) beantragen muss, damit dieser noch innerhalb der Mo-

natsfrist zugestellt wird. Wird der Pfüb erst nach der Monatsfrist zugestellt, kann der Dritt-

schuldner nach Ablauf der Monatsfrist bis zur Zustellung des Pfübs wieder an den 

Schuldner Rambo bezahlen. 

 
 

01 Abwandlung: 

 
Nein, dafür ist gem. § 758a ZPO eine Durchsuchungserlaubnis erforderlich. Der Antrag 

auf Durchsuchung der Räumlichkeiten ist vom Gläubiger zu stellen. Danach kann der 

Gläubiger die GVin Mühe mit der Durchsuchung beauftragen. Diese verschafft sich Zu- 

tritt unter Zuhilfenahme eines Schlüsseldienstes; ggf. in Begleitung von Polizei, falls 

körperlicher Widerstand zu erwarten ist. Eine Zustimmung von Herrn Rambo ist nicht 

dann nicht erforderlich. 

 
 

02 Abwandlung: 

 
a) Ja, er muss den Gerichtsvollzieher entsprechend beauftragen. 

b) Die Vermögensauskunft wird für drei Jahre beim zentralen Vollstreckungsgericht geführt § 

882e ZPO. 

 
 

03 Abwandlung: 

 
a) Frau Rose kann gegen Herrn Rambo wegen Zahlungsunfähigkeit, drohender Zahlungsunfä-

higkeit oder Überschuldung einen Insolvenzantrag beim zuständigen Amtsgericht - Insol-

venzgericht – stellen. Von sich aus wird das Gericht nicht tätig. 

b) Voraussetzung für den Antrag: Frau Rose muss 
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- ein rechtliches Interesse hat (meist gegeben: sie will Geld/Forderung), 

- die Forderung und der Insolvenzgrund müssen glaubhaft gemacht werden. 

 
 Die Glaubhaftmachung erfordert ein rechtskräftiges Urteil oder entsprechenden Titel und 

den Nachweis (über Gerichtsvollzieher bzw. der Bank), dass die bisherigen Zwangsvoll-

streckungsversuche des Antragstellers gegen den Schuldner erkennbar fruchtlos waren 

und sind/sein werden. 

 
 

04 Abwandlung 

 
Der Schuldner müsste die Gerichtskosten für das Insolvenzverfahren sowie die RA- 

Gebühren für das Insolvenz- und Zwangsvollstreckungsverfahren, ferner die Kosten für 

Gerichtsvollzieher und sonstige Auslagen übernehmen. Besteht Einigkeit und zahlt der 

Schuldner, kann RA Semper den Insolvenzantrag zurücknehmen – solange, bis das Verfah-

ren eröffnet oder der Antrag vom Gericht zurückgewiesen wird. 

 

05 

a)  

Gegenstandswert: 6.000,00 € 
1,3 Verfahrensgebühr § 13 RVG, Nr. 3100 VV RVG 

 
460,20 € 

Gegenstandswert: 2.000,00 € 

0,8 Verfahrensgebühr, Protokollierung einer Einigung § 13 RVG, Nr. 3101 
Nrn. 2, 
3100 VV RVG 

 
 

120,00 € 
- Obergrenze § 15 III RVG 1,3 aus Wert 8.000,00 € berücksichtigt -  

Gegenstandswert: 8.000,00 € 
1,2 Terminsgebühr § 13 RVG, Nr. 3104 VV RVG 

 
547,20 € 

Gegenstandswert: 6.000,00 € 

1,0 Einigungsgebühr, gerichtliches Verfahren § 13 RVG, Nrn. 1003, 1000 VV 
RVG 

 
354,00 € 

Gegenstandswert: 2.000,00 € 

1,5 Einigungsgebühr § 13 RVG, Nr. 1000 VV RVG 
 

225,00 € 
- Obergrenze § 15 III RVG 1,5 aus Wert 8.000,00 € be-
rücksichtigt - Zwischensumme der Gebührenpositionen 

 
 

  
1.706,40 € 

Pauschale für Post und Telekommunikation Nr. 7002 VV RVG  20,00 € 

 

Zwischensumme netto 1.726,40 € 
19 % Umsatzsteuer Nr. 7008 VV RVG     328,02 € 
Gesamtbetrag 2.054,42 € 

b) 

 
Wenn die Forderung von 2.000,00 € bereits in einem anderen Verfahren anhängig war, fällt die 
nur eine 1,0 Einigungsgebühr nach dem Gesamtwert von 8.000,00 € an. Außerdem muss eine 
Anrechnung der Verfahrensgebühr nach Anmerkung zu Nr. 3101 Abs. 2 VV RVG und der Ter-
minsgebühr nach Anmerkung Abs. 2 zu Nr. 3104 VV RVG auf die entsprechenden Gebühren im 
Parallelverfahren geprüft werden. 
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06 
 
 
 

 
  
Gegenstandswert: 16.000,00 € 
 

 
  
1,3 Verfahrensgebühr § 13 RVG, Nr. 3100 VV RVG 845,00 € 
1,2 Terminsgebühr § 13 RVG, Nr. 3104 VV RVG 780,00 € 
1,0 Einigungsgebühr, gerichtliches Verfahren § 13 RVG, Nrn. 1003, 1000 VV 
RVG 

    650,00 € 
Zwischensumme der Gebührenpositionen 2.275,00 € 
Pauschale für Post und Telekommunikation Nr. 7002 VV RVG   20,00 € 
Zwischensumme netto 2.295,00 € 
19 % Umsatzsteuer Nr. 7008 VV RVG     436,05 € 
Gesamtbetrag 2.731,05 € 

 


